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Bürgermeister Mag. Matthias Stadler 

 

Sicherheit in Städten durch 
ganzheitliches Denken und Handeln 

 

Sicherheit ist für Städte ein Thema von zunehmender Bedeutung. Sicherheit ist ein 

wichtiges Grundbedürfnis der Bevölkerung und beeinflusst unmittelbar die Lebensqualität 

und die Wohnzufriedenheit. 

 

Die Gesellschaften der Gegenwart sehen sich mit neuen Sicherheitsherausforderungen 

konfrontiert. Probleme der Sicherheit erscheinen vielschichtiger, sie sind in den letzten 

Jahrzehnten komplexer und dynamischer geworden. Die Existenz unterschiedlichster 

Lebensstile nebeneinander ist Ausdruck der städtischen Gesellschaft und innovativer Motor 

der urbanen Stadt. Die Heterogenität der Stadt kommt insbesondere im öffentlichen Raum 

zum Ausdruck. Da der öffentliche Raum im Gegensatz zum privaten Raum für alle 

BürgerInnen frei zugänglich ist, ist er Ort der Unterschiede und Gegensätze. Dort kommen 

konkurrierende Interessen zum Ausdruck und die Begegnung einander fremder Menschen 

birgt unvorhergesehene Situationen und Konflikte.  

 

Das Fremdartige, Ambivalente und Irritierende ist jedoch auch konstitutiver Bestandteil 

einer städtischen Öffentlichkeit. Dieser Arbeitskreis soll dazu beitragen, die medial und im 

politischen Alltag oftmals leider aufgeheizte Diskussion auf eine sachliche Ebene 

zurückzuführen, um praktische Lösungen für die Zukunft herausarbeiten zu können. Wir 

brauchen heute einen Ansatz, der Sicherheit breit und integral versteht und ebenso 

Lebensqualität mitdenkt.  

 

Der Sicherheitsbegriff definiert sich in der Politikwissenschaft als Abwesenheit bzw. 

Vermeidung von Unsicherheit, d.h. von Bedrohung und Gefährdung sowie der Furcht vor 

diesen Unsicherheiten. 

 (Lexikon der Politikwissenschaft)  

 

Demnach hat Sicherheit eine objektive und eine subjektive Komponente. Während die 

objektive Sicherheit die statistisch fassbare Sicherheit meint, meint die subjektive 

Komponente die sogenannte Kriminalitätsfurcht. Dahinter verbirgt sich zum einen die 

Befürchtung von Personen, selbst Opfer einer Straftat zu werden, zum anderen die 

Einschätzung, inwiefern Kriminalität ein gesellschaftliches Problem darstellt. 
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Ein verantwortungsvoller Umgang in der tagespolitischen Auseinandersetzung und in der 

medialen Berichterstattung kann die subjektive Sicherheit schon deutlich erhöhen.  

Maßnahmen zur Minderung der Kriminalitätsfurcht müssen aber auch darin bestehen, 

Angsträume baulich und funktionell umzugestalten (z.B. Schaffung von Frauenparkplätzen), 

Wege und Plätze zu beleuchten, etc. Denn wenn Menschen aus Angst ihre 

Bewegungsfreiheit in der Stadt drastisch einschränken, dann verliert der öffentliche Raum 

als Ort der Begegnung und der Kommunikation zunehmend seine Funktion und urbanes 

Leben wird erheblich beeinträchtigt. Die Infragestellung des öffentlichen Raums wird somit 

ein ernstzunehmendes Problem. 

 

Exkurs: Mehr Sicherheit und Lebensqualität – St. Pöltner Sicherheits-Audit für 

gesamten Stadtteil 

In Zusammenarbeit mit dem KFV (Kuratorium für Verkehrssicherheit) hat die 

Stadtplanung der Stadt St. Pölten eine umfangreiche regionale Sicherheitsanalyse im 

Wohngebiet durchgeführt. Durch die hohe Einwohnerzahl, die dichte Bebauungsstruktur 

und die räumliche Situation ist dieses Gebiet für Maßnahmen zur Steigerung 

Sicherheitsbedürfnisses der Bevölkerung besonders interessant. 

Zur Datengewinnung wurden die Bevölkerungsstruktur und der Flächenwidmungsplan 

untersucht, Interviews mit ExpertInnen sowie eine Haushaltsbefragung durchgeführt. Im 

Zuge von Begehungen wurden der Zustand der baulichen Gegebenheiten und 

Angsträume analysiert.  

Daraus wurde ein entsprechendes Maßnahmenpaket erarbeitet. Einige Maßnahmen 

wurden bereits unmittelbar nach der ersten Ortsbegehung umgesetzt und aufgrund der 

Rückmeldungen der BewohnerInnen wissen wir, dass die Einbindung in die 

Sicherheitsanalyse sowie die rasche Umsetzung der ersten Maßnahmen als sehr positiv 

empfunden wurde. Oft sind es nur kleinere Maßnahmen, die eine deutliche 

Verbesserung bringen!  

 

Erweiterter Sicherheitsbegriff: Der Sicherheitsbegriff wird spätestens mit der tief greifenden 

Veränderung der internationalen Realität und einer weltweiten Regionalisierung nach dem 

Kalten Krieg weiter gefasst und auf verschiedenste Lebensbereiche ausgedehnt (Wirtschaft, 

Umwelt und vor allem soziale Sicherheit, soziale Ängste).  

 

Die öffentliche Sicherheit umfasst nach einer gängigen Definition die Unversehrtheit der 

objektiven Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen und die 

Funktionsfähigkeit von Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates. 
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Öffentliche Sicherheit ist zu einem wichtigen und eigenständigen Merkmal und Indikator der 

„Lebensqualität“ von Gesellschaften, Städten und Gemeinden geworden.  

 

Spannungsverhältnis Sicherheit und Lebensqualität: Der Wunsch nach größtmöglicher 

Sicherheit einerseits und möglichst weitgehender individueller Freiheit und Lebensqualität 

andererseits stehen aber auch in einem starken Spannungsverhältnis. Massive Überwachung 

und Eingriffe die individuelle Freiheit im Namen der Sicherheit und der Lebensqualität tragen 

zur Minderung ebendieser bei. 

 

Sicherheitspolitik kann nicht ausschließlich durch repressive und kontrollierende 

Maßnahmen geschaffen werden. Mutige Reformer wie Julius Tandler haben die 

Zusammenhänge richtig erkannt: „Wer Kindern Paläste baut, reißt Kerkermauern nieder". 

Der Ansatz, dass sozialer Friede und Gerechtigkeit und ein soziales Netz, das Elend und Not 

verhindert, die Sicherheit erhöht, war und ist der richtige.  

Besonderes Interesse sollten wir dabei auf das Zusammenwirken aller beteiligten 

Institutionen legen, die Polizei hat ihre Möglichkeiten und Grenzen, ebenso wie die 

Sozialarbeit. Ein gemeinsames und ergänzendes Wirken wäre mit Sicherheit das Beste für 

die Sicherheit.  

 

Aktuell gibt es in NÖ (an der FH St. Pölten) eine Forschungsgruppe, die sich mit diesem 

Thema „Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozialarbeit und anderen 

relevanten Berufsgruppen“ befasst. In Niederösterreich wird in St. Pölten, Wiener Neustadt 

und Hollabrunn geforscht. 
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Dr.in Lilian Blaser 

Schweizer Städteverband, BaslerFonds 

Sichere Schweizer Städte 2025

 

Sicherheit ist für Städte ein Thema von zunehmender Bedeutung. Die Bevölkerung will sich in 

den Städten sicher fühlen. Sicherheit wird auch immer mehr zu einem zentralen Standortfaktor 

und Wettbewerbsvorteil für die lokale Wirtschaft. Allerdings ist es in den letzten Jahren deutlich 

anspruchsvoller geworden, in einer Stadt für ausreichende Sicherheit zu sorgen. Veränderungen 

wie die zunehmende Nutzung des öffentlichen Raums, ein Trend hin zur 24-Stunden-

Gesellschaft, technologische Entwicklungen oder die Folgen klimatischer Veränderungen stellen 

die Sicherheitsverantwortlichen einer Stadt vor immer neue und komplexer werdende Heraus-

forderungen.  

Viele Städte, insbesondere Kleinere, haben kaum die Ressourcen, um auf die Herausforderungen 

reflektiert und koordiniert zu reagieren. Das Ziel des Projekts „Sichere Schweizer Städte 2025“ ist 

es nun diese Lücke zu füllen. Es soll nicht nur die aktuelle Gefährdungslage analysiert, sondern 

auch künftige Entwicklungen der Sicherheitslage in Städten antizipiert und Handlungsoptionen 

zur Gestaltung von Sicherheit in Städten aufgezeigt werden.  

 

Zusammenarbeit von Privatwirtschaft, Verband und Städten 

Innovativ an dem Projekt ist für die Schweiz nicht allein die Fragestellung. Das Projekt beruht 

auch auf der Zusammenarbeit drei unterschiedlicher Akteure. Das fachliche Know-how kommt 

von Ernst Basler und Partner (EBP), einem Planungs- und Beratungsunternehmen, das seit vielen 

Jahren Städte in Sicherheitsfragen berät. Die politische Verantwortung liegt beim Schweizeri-

schen Städteverband (SSV). Schließlich sind 33 „Pilotstädte“ in das Projekt involviert, die mit 

konkretem fachlichem Wissen zur Studie beitragen.  

Dass insgesamt 33 Städte aus der deutsch- und der französischsprachigen Schweiz an dem 

Projekt mitarbeiten, zeigt, dass die Studie ein zentrales Bedürfnis vieler Städte aufgreift. Auf-

grund der großen Zahl von Pilotstädten und aufgrund deren mitunter recht unterschiedlichen 

Charakteristika, wurden diese in vier Cluster aufgeteilt: große, mittlere und kleinere Kernstädte, 

dazu Agglomerationsgemeinden. Diese Einteilung erleichtert die Arbeit in Workshops und das 

Erarbeiten von Städteprofilen und Handlungsempfehlungen. 
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Integral und objektiviert 

Das Projektteam verfolgte bewusst einen Ansatz, der Sicherheit breit und integral versteht. So 

wurden die Städte beispielsweise in einem ersten Schritt danach befragt, wie sie die Situation 

des Abfalls im öffentlichen Räumen oder Fragen der sozialen Sicherheit einschätzen, wie sie 

verschiedene Naturgefahren beurteilen, aber auch, wie sie die Gefährdungen sehen, die von 

Kernkraftwerken, anderen großtechnischen Anlagen oder auch von Terroranschlägen ausgehen, 

und es wurde natürlich auch nach Drogenhandel, Bettelei, Verbrechen etc. gefragt.  

Diese subjektiven Einschätzungen bildeten jedoch nur eine erste Komponente der Analysen. In 

einem nächsten Schritt wurden die verschiedenen Gefährdungen (z. B. häusliche Gewalt, 

Littering, Körperverletzung, Alkohol- und Drogenmissbrauch, etc.) möglichst objektiv, nach einer 

speziell für das Projekt entwickelten Methodik, auf ihre Relevanz geprüft. Ein solch objektivierter 

Ansatz ist wichtig, um zu verhindern, dass die Verantwortlichen in den Städten sich nur mit 

Sicherheitsthemen auseinandersetzt, die die Bevölkerung oder Medien aufzugreifen pflegen. 

Andere sicherheitsrelevante Aspekte, die weniger im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit 

stehen, beispielsweise seltene Ereignisse wie ein Erdbeben oder eine Massenpanik, werden 

dabei häufig außer Acht gelassen.  

 

Blick in die Zukunft  

Mit der Analyse der heutigen Sicherheitslage war die Grundlage für einen Blick in die Zukunft 

gelegt. Welche Veränderungen sind künftig zu erwarten? Um dies zu beantworten, wurden 

Experten aus der Politik, Wirtschaft und Wissenschaft zu möglichen Trends und Entwicklungen 

befragt, die einen Einfluss auf die urbane Sicherheit haben könnten. Zusammen mit den Vertre-

tern der Pilotstädte wurden die voraussichtlichen Veränderungen der Gefährdungen bis zum Jahr 

2025 vor dem Hintergrund der evaluierten Trends und Entwicklungen abgeschätzt. Abhängig 

davon, ob eine Gefährdung zunimmt, gleich bleiben wird oder abnimmt, erhalten die für 

Sicherheit Verantwortlichen in den Städten wertvolle Hinweise für eigene Planungen.  

Damit die beteiligten Pilotstädte einen möglichst hohen praktischen Nutzen haben, wurden 

schließlich gemeinsam mit den Städtervertreterinnen und -vertretern Handlungsoptionen 

erarbeitet. Die Städte sollen erkennen, mit welchen Strategien und Maßnahmen sie auf diese 

oder jene Veränderung reagieren können. Dabei ging es vor allem auch darum, dass die Städte 

untereinander lernen können und best practices austauschen, die aller Voraussicht nach auch für 

die Bewältigung künftiger Herausforderungen Erfolg versprechen. 
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Das Projekt „Sichere Schweizer Städte 2025“ ist kein Blick in die Kristallkugel. Wie sich die 

Sicherheitslage in den Städten verändert, wird dieses Projekt nicht detailliert vorhersagen 

können. Aber es zeigt auf, in welche Richtungen die Entwicklung aller Voraussicht gehen wird 

und welche Möglichkeiten sich anbieten, um angemessen Einfluss auf die verschiedenen 

Gefährdungen nehmen zu können. Schließlich zeigt das Projekt eine Methode auf, wie die 

Situation pragmatisch analysiert und Lösungsansätze entwickelt werden können. Im Zentrum 

steht das Anliegen, den für Sicherheit Verantwortlichen in den Städten die Möglichkeit zu geben, 

die Sicherheitslandschaft ihrer Stadt aktiv und vorausschauend zu gestalten, anstatt nur auf 

Ereignisse kurzfristig zu reagieren. 

Die Studie wird im Juni 2013 veröffentlicht. Die Ergebnisse werden – in deutscher und französi-

scher Sprache – öffentlich verfügbar sein. 

Ernst Basler + Partner AG 

Zollikerstrasse 65  8702 Zollikon 

Telefon 044 395 11 11  Fax 044 395 12 34 

E-Mail lilian.blaser@ebp.ch 

Internet www.ebp.ch 

21. Mai 2013/LIL 
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Leitfaden aus dem Projekt: 

„Physische und soziale Verunsicherungsphänomene 
– wie kann die Stadtplanung ihnen begegnen?“ 

Wien, 2012

DI Udo Häberlin

MA 18 Stadtentwicklung und Stadtplanung; 

Stabstelle Öffentlicher Raum, 

soziale Prozesse und Maßnahmenentwicklung

63. Städtetag; WELS: 2013
KOMMUNALE VERANTWORTUNG = SOZIALE VERANTWORTUNG 

ARBEITSKREIS: Die sichere Stadt –

Sicherheit und Lebensqualität in Städten

Planen – aber sicher!

Rahmen: Strategie öffentlicher Räume

Strategie: Planung, Gestaltung und Ausstattung

� Unterschiedliche Bedürfnisse / Nutzungen (FSA)

� Alterungsfähig und veränderbar

� Identifikation / Identität erhöhen (z.B. Beteiligung)

� Interdisziplinäre Qualitätssicherung 

hier: Lebensqualität / Wohlfühlen / Sicherheit
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Wechselwirkungen im öffentlichen Raum

Urbane, 
hochwertige 

Räume

Belebte 
öffentliche 

Räume

Lebens-
qualität in 
der Stadt 

Wohlfühlen 
im 

öffentlichen 
Raum

einfach 
mobil sein; 

selbstbe-
stimmtes
Flanieren 

sich sicher 
bewegen 

und 
verweilen

hohe 
Identität 

(bei Vielen)

zwischen 

• Lebensqualität

• Wohlfühlen

• Sicherheit

• Belebung

© MA 18, eigene Darstellung

Planungsherausforderung 
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Grundlagen zum Leitfaden

ExpertInnen-
Interviews

Interdisziplinäre Diskussion zu 
Verunsicherungs-phänomenen

Erhebungen im Feld:

Praterstern
Schwedenplatz
Brunnenmarkt
Reumannplatz

Literatur / 
Studien

zusammengesetzt aus:

•PlanungsexpertInnen
•Gebietsbetreuungen
•Jugendarbeit
•Polizei 
•Soziale Arbeit
•weitere Stakeholder

Zusammenführung
im  Leitfaden 

Planen – aber sicher! – Inhalt:

Beitrag, der Stadtplanung für ein sicheres Wien

andere Akteure:

Jugend-, Sozial-, Gemeinwesen- u. Sicherheitsarbeit
21



Aufbau des Leitfadens für verschiedene
Lesarten:

Sensibilisierungstext: Die wichtigsten Aspekte.

Schwerpunkte: Hervorgehobene Aussagen im Sensibilisierungstext.

Visionen: Persönliche Vision zum Thema der ExpertInnen. (gelbe Tafel)

Leitfragen: relevante Fragestellungen für den Planungsprozess, um 
wichtige Sicherheitsaspekte zu überprüfen

Glossar: Erklärung der wichtigsten Fachbegriffe des Leitfadens

Schwerpunkte gesamt: Zusammenfassung (kapitelweise)
der Schwerpunkte

Literaturverzeichnis: verwendete Literatur 

• „Öffentliche Räume“ = für alle zugänglich d.h. auch 
marginalisierte Menschen (Alkoholkranke, Obdachlose)

• Bedeutung von Exklusion 
� Planungsziel: Inklusionsräume

• Ausreichend Raum schafft Sicherheit
� Ausweichmöglichkeit 

Bsp. Christian-Broda-Platz
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• Hauptgehachsen beleuchten! 

• Unterschiedliche Lichtzonen ermöglichen 
Synergie durch Belebung (Gastronomie, Bushalte-
stellen) und „soziale Augen/Kontrolle“ mitdenken

• Künftiger Schattenwurf durch wachsende Bäume 
beachten!

Planen - aber sicher!
3.Kapitel

• Begegnungsraum: Menschen (Alter, Geschlecht, 
Lebensphasen) haben verschiedene Geschwindigkeiten

• Ausreichend Raum für Eilen und Verweilen

• Tempo im Transitraum � Puffer zum Verweilraum 

• Raum für Ausweichmöglichkeiten (Nutzungskonflikte)
23



Planen - aber sicher!
4.Kapitel

• Ruf des Ortes ist durch Planung/Prozesse veränderbar

• Identität (Bezug zum Raum) durch Planung, Kultur, oder 
Gestaltung veränderbar „kunst macht stadt“

• Aktivierung der BewohnerInnen/BürgerInnen durch 
Partizipation, Beteiligung, Mitsprache

Strategische Erkenntnisse: 
zur Prozessqualität 

fundierte Grundlagen vor Planungen

Interdisziplinäre Abstimmung bei Maßnahmen im ÖR /    

Sinnvoll, auch Konzeptionen

Frühe Kommunikation (auch mit Ordnungsdiensten)

Aufbau von Kooperationen
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Danke für Ihr Interesse!

Rückfragen:

Dipl. Ing. Udo W. Häberlin

Stadt Wien, 
MA18-Stadtentwicklung und Stadtplanung
Stabstelle Öffentlicher Raum, soziale 
Prozesse und Maßnahmenentwicklung

Telefon: (01) 4000 - 88752 
udo.haeberlin@wien.gv.at
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Linz sicherer machen 
 
 
 
 
 

StR. Mag. Detlef Wimmer, MPA 
 

Linz 
 

  

 

27



 

28



Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Herzlich Willkommen

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Agenda

� Ausgangslage

� Gesetzte Maßnahmen

� Ausblick

29



Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Ausgangslage

� Aufbau Sicherheitsressort 2009

� Ziel: Sicherheitsgefühl heben und Beitrag zur objektiven 

Sicherheit in Linz leisten

� Rahmenbedingungen schaffen

� „Ohr bei den Bürgern“

� Behördenübergreifende Zusammenarbeit fördern

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Ordnungsdienst

� 24 Mitarbeiter, täglich von 6:30

bis 24:00 Uhr im Einsatz

� Wichtigste Aufgaben:

Einhaltung OÖ Hundehaltegesetz,

illegale Bettelei, illegale Müllablagerung,

Anrainerverpflichtungen, Service 

und Information usw.

� Kosten: ca. 1,28 Mio € pro Jahr

� Praxis zeigt: mehr Kompetenzen sinnvoll
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Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Sicherheit im öffentlichen Verkehr

� Höhere Sicherheit für die Bürger durch:

� Notsprechstellen

� teilweise Videoüberwachung

� verstärkte Präsenz von uniformierten

Sicherheitspersonal

� Schulung der Mitarbeiter (Fahrer und Kontrolleure) in Hinblick auf 

Notwehr, Nothilfe und Erste Hilfe

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Sicherheit im öffentlichen Verkehr
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Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Sicherheitsbefragung

� GR-Antrag vom 21. Okt 2010

� Ergebnis:

� sehr stadtteilbezogen

� Polizeipräsenz beeinflusst Sicherheitsgefühl direkt

� jeder 4. Linzer fühlt sich „sehr sicher“/mehr als 10% fühlen sich „eher“ bzw. „sehr 

unsicher“

� Ausblick: laufende Maßnahmen und erneute Befragung

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Bettelei

� Grundlage: § 1b Oö. PolStrG Bettelei - Kontrolle der Einhaltung

Gemeinden können damit Gemeindewachkörper betrauen

� Ziel: Bettlerbanden und Hintermänner aufgreifen

fallweise Zivilkontrollen von Ordnungsdienst eingeführt

� Allein im Zeitraum 24.4 - 6.5.2013 wurden 19 Anzeigen eingebracht:

� 11 mal aggressives/aufdringliches, 2 mal organisiertes Betteln und 

6 mal Betteln mit Minderjährigen

� 19 mal legales Betteln (Personalien aufgenommen)

� Ausblick: 

� nicht aggressives Betteln?

� sektorales Bettelverbot?
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Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Hundehaltung

� Grundlage: Oö. Hundehaltegesetz Novelle 2012

� Oö. LGBl. Nr. 11/2013 seit März 2013 in Kraft

� gilt nur eingeschränkt in Linz - Kompetenzen nicht an Ordnungsdienst übertragen

� Viele Kontrollen durch Ordnungsdienst:

� Einhaltung der Leinen- und Beißkorbpflicht (233 mal im April 2013)

� Ermahnungen und Gespräche reichen nicht immer aus

� Ausblick: 

� Landesgesetz umsetzen

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Sicherheitsratgeber

� Tipps zum Schutz vor Verbrechen sowie

Hinweise zur Brand- u. Unfallvermeidung

� BMI, BMWFI, Polizei, Land Oö, KfV, Linzer FW

� Kostenlos und nahezu kostenneutral

� 5.000 Stück bereits vergriffen

10.000 Stück in der 2. Auflage seit Mai verfügbar

� Erhältlich in Rathäusern, Stadtbibliotheken, 

Volkshäusern, Polizeidienststellen und Feuerwehren
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Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Infoveranstaltung Sicherheit

� Direkter Kontakt mit den Bürgern und 

Bedürfnisse vor Ort in den Stadtteilen erheben

� Einbindung Kriminalreferat des Linzer

Stadtpolizeikommandos

� Großes Besucherinteresse

� Positive Resonanz bei Bürgern und Medien

� Ableitungen für das Linzer Sicherheitsprogramm

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Feuerwehrwesen

� Struktur:

� 1 BF: 179 Mann

� 4 FF: 134 Mann

� 9 BTF: 373 Mann

� 10.178 Einsätze 2012

� Gerettete Werte: 12,5 Mio. €

� Gute Zusammenarbeit BF, BTF u. FF 
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Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Ausblick: Stadtpolizei

� Gesetzeslage für Statutarstädte ändern

� Kompetenzen Ordnungsdienst teilweise unzureichend

� Polizei in vielen Bereichen sehr ausgelastet

� Stadtpolizei kann geeignetes Instrument sein, Polizei zu entlasten

� Sinnvolle Aufgabenteilung

� Keine „Parallelstruktur“

� Bestehendes Personal einbinden

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Ausblick: Ordnungsdienst-Befugnisse

� Effizienz und Qualität des Ordnungsdienstes weiter ausbauen

� Parkraumüberwachung

� Aufsichtsorgangesetz 

analog Steiermark

� Intensive Zusammenarbeit

mit Linzer Polizei
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Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Ausblick: Sicherheitsprogramm

� Finalisierung 2013

� Themenschwerpunkte:

� Präventivmaßnahmen

� Informationsveranstaltungen

� behördenübergreifendes „Sicherheitsgremium“

� praktische Zusammenarbeit mit der Polizei

Sicherheitsstadtrat Detlef Wimmer

Danke

Rückfragehinweis:

Sicherheitsreferent der Stadt Linz

Stadtrat Detlef Wimmer

Neues Rathaus

Hauptstraße 1-5, 4041 Linz

Telefon: 0732 7070 2015

E-Mail detlef.wimmer@mag.linz.at
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Ass. Prof.in Dr.in Christine Stelzer-Orthofer 

  

Sicherheit und Lebensqualität in Städten 

Eine wohlfahrtsstaatliche Annäherung 

 

Der Wunsch nach Sicherheit ist für die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung ein 

zentraler. Um individuelle und kollektive Sicherheit gewährleisten zu können, werden in der 

Regel  Maßnahmen, Vorkehrungen und/oder Systeme entwickelt, die dem 

Sicherheitsbedürfnis der Menschen entsprechen und  Risiken minimieren sollen.  Das 

Spektrum dazu ist ein breites und reicht von Rechtssicherheit, technischer Sicherheit, 

öffentlicher Sicherheit bis hin zu sozialer Sicherheit. Wir leben in einer Risikogesellschaft 

(Beck 1986), die vielerlei Ängste in vielerlei Hinsicht produziert. Manche davon sind real, 

manche werden gesellschaftlich konstruiert. Beispielsweise wird in der Kriminologie davon 

ausgegangen, dass subjektive Kriminalitätsfurcht sich kaum durch reale 

Bedrohungssituationen erklären lässt,  sondern  auf eine Projektion individueller sozialer und 

existenzieller Ängste zurückzuführen ist.  Soziale Ängste und soziale Ungleichheit wiederum 

stehen in einem engen Zusammenhang. Dies führt zur Frage, ob und wie 

wohlfahrtsstaatliche Politik dazu beitragen kann, Unsicherheit zu reduzieren und Sicherheit 

(in den Städten) zu gewährleisten.   

 

These 1: Wohlfahrtsstaatliche Politik trägt zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen,  zur 

Absicherung existentieller Risiken und zu einer gerechteren Einkommensverteilung bei und 

ist daher ein maßgeblicher Beitrag zu Sicherheit und Lebensqualität 

Wohlfahrtsstaatliche Politik zielt auf Chancengleichheit, auf die Sicherung des 

Lebensstandards im Sinne einer ökonomischen Sicherheit, auf die Verringerung von 

Ungleichheit, auf die soziale Integration  sowie auf den Ausgleich der unterschiedlichen 

Interessen im Sozialstaat ab.  Der österreichische Sozialstaat zeichnet sich durch ein 

beachtliches Umverteilungspotential aus (Guger u.a. 2009).  

 

These 2: Zunehmende ökonomische und soziale Ungleichheit führt zu einer Gefährdung des 

sozialen Zusammenhalts. Diese wirkt sich nachteilig auf die Lebensqualität aller aus.  

Nahezu sämtliche Länder der Europäischen Union befinden sich in einer veritablen 

wirtschaftlichen und sozialen Krise.  Ungleichheit ist auch in Europa kein überkommenes 

Phänomen. Im Gegenteil, die Schere zwischen Arm und Reich hat sich in vielen Ländern in 

den letzten Jahrzehnten beträchtlich vergrößert; lt. OECD liegt die Einkommens- und 

Lohnungleichheit auf dem höchsten Niveau seit 30 Jahren. Richard Wilkinson und Kate 

Pickett (2010) belegen anhand umfangreicher statistischer Daten, dass Gesellschaften mit 

39



hoher sozialer Ungleichheit mit mehr (sozialen) Problemen konfrontiert sind als 

Gesellschaften, in denen Einkommen gleicher verteilt sind. 

 

These 3: Ein Abbau sozialstaatlicher Leistungen führt zu einer  Kommunalisierung sozialer 

Probleme. 

Enger werdende finanzielle Handlungsspielräume führen nicht selten zum Abbau 

sozialstaatlicher Sicherungselemente. Weniger soziale Sicherheit ist nicht nur mit 

zunehmenden Problemen der Existenzsicherung von ohnehin deprivierten Gruppen, sondern 

gleichermaßen mit dem Vertrauensverlust und der Verunsicherung weiter Teile der 

Bevölkerung verbunden. Zudem werden soziale Probleme als erstens  „vor Ort“ sichtbar. Die 

Bearbeitung dieser oder deren  Abfederung  führt zu  einer zusätzlichen Kommunalisierung 

sozialer Lasten.  

 

Fazit: Sicherheit und Lebensqualität in den Städten kann nur durch sozialpolitisches 

Engagement gewährleistet werden. Sozialpolitik ist daher der maßgebliche Garant für 

Zufriedenheit und Lebensqualität, ein gerechter Sozialstaat das Fundament für Sicherheit 

und Stabilität.  
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Ass.-Prof. Dr. Christine Stelzer-Orthofer 

Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik 

Altenberger Straße 69 

4040 Linz 

Tel.:0732/2468-7165 

Fax: 0732/2468-7171 
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